
SGB IX Rehabilitation und Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen

12., neu bearbeitete Auflage 2023
ISBN 978-3-406-81158-6
Beck im dtv

schnell und portofrei erhältlich bei 
beck-shop.de

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de steht für Kompetenz aus Tradition.
Sie gründet auf über 250 Jahre juristische Fachbuch-Erfahrung durch die Verlage
C.H.BECK und Franz Vahlen.
beck-shop.de hält Fachinformationen in allen gängigen Medienformaten bereit:
über 12 Millionen Bücher, eBooks, Loseblattwerke, Zeitschriften, DVDs, Online-
Datenbanken und Seminare. Besonders geschätzt wird beck-shop.de für sein

https://www.beck-shop.de/sgb-ix-rehabilitation-teilhabe-menschen-behinderungen/product/36024392?utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_lp&utm_campaign=pdf_36024392&em_src=cp&em_cmp=pdf/36024392
https://www.beck-shop.de/?utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_lp&utm_campaign=pdf_36024392&em_src=cp&em_cmp=pdf/36024392


umfassendes Spezialsortiment im Bereich Recht, Steuern und Wirtschaft mit rund
700.000 lieferbaren Fachbuchtiteln.



139

Vorschriften über die Gestaltung der Wertmarken, ihre Verbindung mit dem
Ausweis und Vermerke über ihre Gültigkeitsdauer zu erlassen.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur werden ermächtigt, durch Rechts-
verordnung festzulegen, welche Zuggattungen von Eisenbahnen des Bundes zu
den Zügen des Nahverkehrs im Sinne des § 230 Absatz 1 Nummer 5 und zu
den zuschlagpflichtigen Zügen des Nahverkehrs im Sinne des § 228 Absatz 1
Satz 1 zweiter Halbsatz zählen.

Kapitel 14. Straf-, Bußgeld- und Schlussvorschriften
§ 237a Strafvorschriften. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 179 Absatz 7 Satz 1 Nummer 2,
auch in Verbindung mit Satz 2 oder § 180 Absatz 7, ein Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnis verwertet.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 237b Strafvorschriften. (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 179 Absatz 7 Satz 1, auch in Ver-
bindung mit Satz 2 oder § 180 Absatz 7, ein dort genanntes Geheimnis offen-
bart.

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 238 Bußgeldvorschriften. (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
[Nr. 1 bis 31.12.2023:]
1. entgegen § 154 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsver-

ordnung nach § 162 Nummer 1, oder entgegen § 154 Absatz 1 Satz 3 einen
schwerbehinderten Menschen nicht beschäftigt,

[Nr. 1 ab 1.1.2024:]
1. (aufgehoben)
2. entgegen § 163 Absatz 1 ein Verzeichnis nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise führt oder nicht oder nicht
rechtzeitig vorlegt,

3. entgegen § 163 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 4 eine Anzeige nicht, nicht
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht
rechtzeitig erstattet,

4. entgegen § 163 Absatz 5 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig erteilt,

5. entgegen § 163 Absatz 7 Einblick in den Betrieb oder die Dienststelle nicht
oder nicht rechtzeitig gibt,

6. entgegen § 163 Absatz 8 eine dort bezeichnete Person nicht oder nicht
rechtzeitig benennt,

7. entgegen § 164 Absatz 1 Satz 4 oder 9 eine dort bezeichnete Vertretung oder
einen Beteiligten nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
unterrichtet oder

14. Kapitel. Strafgeld- u. Schlussvorschr. §§ 237a–238 SGB IX 1
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8. entgegen § 178 Absatz 2 Satz 1 erster Halbsatz die Schwerbehindertenver-
tretung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unter-
richtet oder nicht oder nicht rechtzeitig anhört.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend
Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten ist die Bundesagentur für Arbeit.

(4) 1 Die Geldbußen fließen in die Kasse der Verwaltungsbehörde, die den
Bußgeldbescheid erlassen hat. 2 § 66 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

(5) 1 Die nach Absatz 4 Satz 1 zuständige Kasse trägt abweichend von § 105
Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen.
2 Sie ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten.

§ 239 Stadtstaatenklausel. (1) 1 Der Senat der Freien und Hansestadt Ham-
burg wird ermächtigt, die Schwerbehindertenvertretung für Angelegenheiten,
die mehrere oder alle Dienststellen betreffen, in der Weise zu regeln, dass die
Schwerbehindertenvertretungen aller Dienststellen eine Gesamtschwerbehin-
dertenvertretung wählen. 2 Für die Wahl gilt § 177 Absatz 2, 3, 6 und 7 ent-
sprechend.

(2) § 180 Absatz 6 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 240 Sonderregelung für den Bundesnachrichtendienst und den Mi-
litärischen Abschirmdienst. (1) Für den Bundesnachrichtendienst gilt dieses
Gesetz mit folgenden Abweichungen:
1. Der Bundesnachrichtendienst gilt vorbehaltlich der Nummer 3 als einheitli-

che Dienststelle.
2. 1 Für den Bundesnachrichtendienst gelten die Pflichten zur Vorlage des nach

§ 163 Absatz 1 zu führenden Verzeichnisses, zur Anzeige nach § 163 Absatz 2
und zur Gewährung von Einblick nach § 163 Absatz 7 nicht. 2 Die Anzeige-
pflicht nach § 173 Absatz 4 gilt nur für die Beendigung von Probearbeits-
verhältnissen.

3. 1 Als Dienststelle im Sinne des Kapitels 5 gelten auch Teile und Stellen des
Bundesnachrichtendienstes, die nicht zu seiner Zentrale gehören. 2 § 177
Absatz 1 Satz 4 und 5 sowie § 180 sind nicht anzuwenden. 3 In den Fällen des
§ 180 Absatz 6 ist die Schwerbehindertenvertretung der Zentrale des Bun-
desnachrichtendienstes zuständig. 4 Im Falle des § 177 Absatz 6 Satz 4 lädt
der Leiter oder die Leiterin der Dienststelle ein. 5 Die Schwerbehinderten-
vertretung ist in den Fällen nicht zu beteiligen, in denen die Beteiligung der
Personalvertretung nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz ausgeschlos-
sen ist. 6 Der Leiter oder die Leiterin des Bundesnachrichtendienstes kann
anordnen, dass die Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen ist,
Unterlagen nicht vorgelegt oder Auskünfte nicht erteilt werden dürfen,
wenn und soweit dies aus besonderen nachrichtendienstlichen Gründen
geboten ist. 7 Die Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenvertretung
ruhen, wenn die Rechte und Pflichten der Personalvertretung ruhen. 8 § 179
Absatz 7 Satz 3 ist nach Maßgabe der Sicherheitsbestimmungen des Bundes-
nachrichtendienstes anzuwenden. 9 § 182 Absatz 2 gilt nur für die in § 182

1 SGB IX §§ 239, 240 9. Buch. 3. Teil
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Absatz 1 genannten Personen und Vertretungen der Zentrale des Bundes-
nachrichtendienstes.

4. 1 Im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 202) und in den
Widerspruchsausschüssen bei der Bundesagentur für Arbeit (§ 203) treten in
Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen, die beim Bundesnachrich-
tendienst beschäftigt sind, an die Stelle der Mitglieder, die Arbeitnehmer
oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitgeber sind (§ 202 Absatz 1 und § 203
Absatz 1), Angehörige des Bundesnachrichtendienstes, an die Stelle der
Schwerbehindertenvertretung die Schwerbehindertenvertretung der Zentrale
des Bundesnachrichtendienstes. 2 Sie werden dem Integrationsamt und der
Bundesagentur für Arbeit vom Leiter oder von der Leiterin des Bundesnach-
richtendienstes benannt. 3 Die Mitglieder der Ausschüsse müssen nach den
dafür geltenden Bestimmungen ermächtigt sein, Kenntnis von Verschluss-
sachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades zu erhalten.

5. Über Rechtsstreitigkeiten, die auf Grund dieses Buches im Geschäftsbereich
des Bundesnachrichtendienstes entstehen, entscheidet im ersten und letzten
Rechtszug der oberste Gerichtshof des zuständigen Gerichtszweiges.
(2) Der Militärische Abschirmdienst mit seinem Geschäftsbereich gilt als

einheitliche Dienststelle.

§ 241 Übergangsregelung. (1) Abweichend von § 154 Absatz 1 beträgt die
Pflichtquote für die in § 154 Absatz 2 Nummer 1 und 4 genannten öffentlichen
Arbeitgeber des Bundes weiterhin 6 Prozent, wenn sie am 31. Oktober 1999
auf mindestens 6 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen be-
schäftigt hatten.

(2) Eine auf Grund des Schwerbehindertengesetzes getroffene bindende
Feststellung über das Vorliegen einer Behinderung, eines Grades der Behin-
derung und das Vorliegen weiterer gesundheitlicher Merkmale gelten als Fest-
stellungen nach diesem Buch.

(3) Die nach § 56 Absatz 2 des Schwerbehindertengesetzes erlassenen all-
gemeinen Richtlinien sind bis zum Erlass von allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften nach § 224 weiter anzuwenden, auch auf Inklusionsbetriebe.

(4) Auf Erstattungen nach Kapitel 13 dieses Teils ist § 231 für bis zum
31. Dezember 2004 entstandene Fahrgeldausfälle in der bis zu diesem Zeit-
punkt geltenden Fassung anzuwenden.

(5) Soweit noch keine Verordnung nach § 153 Absatz 2 erlassen ist, gelten
die Maßstäbe des § 30 Absatz 1 des Bundesversorgungsgesetzes1) und der auf
Grund des § 30 Absatz 16 des Bundesversorgungsgesetzes1) erlassenen Rechts-
verordnungen entsprechend.

(6) Bestehende Integrationsvereinbarungen im Sinne des § 83 in der bis zum
30. Dezember 2016 geltenden Fassung gelten als Inklusionsvereinbarungen
fort.

(7) 1 Die nach § 22 in der am 31. Dezember 2017 geltenden Fassung bis zu
diesem Zeitpunkt errichteten gemeinsamen Servicestellen bestehen längstens
bis zum 31. Dezember 2018. 2 Für die Aufgaben der nach Satz 1 im Jahr 2018
bestehenden gemeinsamen Servicestellen gilt § 22 in der am 31. Dezember
2017 geltenden Fassung entsprechend.

1) Nr. 15.

14. Kapitel. Strafgeld- u. Schlussvorschr. § 241 SGB IX 1
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(8) Bis zum 31. Dezember 2019 treten an die Stelle der Träger der Einglie-
derungshilfe als Rehabilitationsträger im Sinne dieses Buches die Träger der
Sozialhilfe nach § 3 des Zwölften Buches, soweit sie zur Erbringung von
Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen nach § 8
Nummer 4 des Zwölften Buches bestimmt sind.
[Abs. 9 bis 31.12.2023:]

(9) § 221 Absatz 2 Satz 1 ist mit folgender Maßgabe anzuwenden:
1. Ab dem 1. August 2019 beträgt der Grundbetrag mindestens 80 Euro mo-

natlich.
2. Ab dem 1. Januar 2020 beträgt der Grundbetrag mindestens 89 Euro monat-

lich.
3. Ab dem 1. Januar 2021 beträgt der Grundbetrag mindestens 99 Euro monat-

lich.
4. Ab dem 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 beträgt der Grundbetrag

mindestens 109 Euro monatlich.

[Abs. 9 ab 1.1.2024:]
(9) Das Inkrafttreten der bei einer Beschäftigungsquote von 0 Prozent zu zahlenden

Ausgleichsabgabe gilt nicht als Neubestimmung der Ausgleichsabgabe im Sinne des
§ 160 Absatz 3 Satz 2.
[Abs. 10 vom 1.1.2024 bis 31.12.2024:]
(10) Für Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz1) in der

Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBl. I S. 3054), das
zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 4. August 2019 (BGBl. I S. 1147)
geändert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz2) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch
Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juni 2019 (BGBl. I S. 793) geändert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften des § 6 Absatz 1 Nummer 5, des § 16 Absatz 6, des
§ 18 Absatz 7, des § 63 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2, des § 64
Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 2, des § 65 Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2
Nummer 4, Absatz 5 Nummer 2, Absatz 6 und 7, des § 66 Absatz 1 Satz 4, der
§§ 69, 70 Absatz 1, des § 71 Absatz 1 Satz 1, des § 152 Absatz 1 Satz 1 und 4,
des § 228 Absatz 4 Nummer 2 und des § 241 Absatz 5 in der am 31. Dezember
2023 geltenden Fassung weiter.

1) Auszugsweise abgedruckt unter Nr. 19.
2) Auszugsweise abgedruckt unter Nr. 15.

1 SGB IX § 241 9. Buch. 3. Teil
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1a. Gesetz über die unentgeltliche Beförderung
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr

Vom 9. Juli 1979
(BGBl. I S. 989)

FNA 871-3
geänd. durch Haushaltsbegleitgesetz 1984 v. 22.12.1983 (BGBl. I S. 1532)

Art. 1 Änderung des Schwerbehindertengesetzes. (gegenstandslose Änderungs-
vorschrift)

Art. 2 Besitzstand. (1) Der Elfte Abschnitt des Schwerbehindertengesetzes1) in der
durch Artikel 1 geänderten Fassung, geändert durch Artikel 20 des Haushalts-
begleitgesetzes 1984 vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), gilt auch für
Personen, die
1. bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1

und 3 und Abs. 3 des Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung von
Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten sowie von anderen Behinderten im
Nahverkehr vom 27. August 1965 (BGBl. I S. 978), zuletzt geändert durch
Artikel 41 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 18. März 1975 (BGBl. I
S. 705), erfüllten, solange der Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit
infolge der anerkannten Schädigung auf wenigstens 70 vom Hundert fest-
gestellt ist,

2. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes haben und
a) bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2

und 4 und Abs. 3 des Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung von
Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten sowie von anderen Behinderten im
Nahverkehr vom 27. August 1965 (BGBl. I S. 978), zuletzt geändert durch
Artikel 41 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 18. März 1975
(BGBl. I S. 705), erfüllten, solange der Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit infolge der anerkannten Schädigung auf wenigstens 50 vom
Hundert festgestellt ist und sie infolge der Schädigung erheblich gehbehin-
dert sind, oder

b) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind, die körper-
lich, geistig oder seelisch behindert und infolge ihrer Behinderung in ihrer
Erwerbsfähigkeit nicht nur vorübergehend um wenigstens 50 vom Hun-
dert gemindert sind sowie die weiteren Merkmale nach § 57 Abs. 1 des
Schwerbehindertengesetzes1) in der durch Artikel 1 geänderten Fassung erfül-
len.

(2) 1 In den Fällen des Absatzes 1 gilt § 3 des Schwerbehindertengesetzes1) in der
durch Artikel 1 geänderten Fassung entsprechend. 2 In Fällen des Absatzes 1
Nr. 2 Buchstabe b kann abweichend hiervon ein Ausweis ausgestellt werden,
wenn die gesundheitlichen Voraussetzungen offensichtlich sind, durch geeig-
nete Beweismittel nachgewiesen werden oder auf sonstige Weise glaubhaft

1) SchwbG aufgeh. mWv 1.7.2001 durch G v. 19.6.2001 (BGBl. I S. 1046); zur Rehabilitation und
Teilhabe behinderter Menschen siehe nun das SGB IX (Nr. 1).
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gemacht werden können; die Gültigkeit eines solchen Ausweises ist auf die
Dauer des Besuchs zu befristen; der Ausweis wird unentgeltlich mit einer
Wertmarke versehen.

(3) Örtlich zuständige Verwaltungsbehörde ist
1. für Personen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1, die ihren Wohnsitz oder

gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes
haben, und für Personen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe a die auf
Grund des § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs-
opferversorgung1) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Mai 1976
(BGBl. I S. 1169) durch Rechtsverordnung bestimmte Verwaltungsbehörde,

2. für Personen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe b die für die Durch-
führung des Bundesversorgungsgesetzes zuständige Behörde, in deren Be-
reich sich der Behinderte während seines Besuchs im Geltungsbereich dieses
Gesetzes tatsächlich aufhält.
(4) Ausweise für Personen, die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-

setzes wohnen, werden bei Festsetzung der Vomhundertsätze nach §§ 60 und 61
in der durch Artikel 1 geänderten Fassung zu einem Zwölftel gezählt.

Art. 3 Frühere Ausweise. (1) Als Ausweise im Sinne des § 57 Abs. 1 des
Schwerbehindertengesetzes2) in der durch Artikel 1 geänderten Fassung und des
Artikels 2 genügen auch Ausweise, die gemäß den Richtlinien über Ausweise
für Schwerbeschädigte und Schwerbehinderte vom 11. Oktober 1965 aus-
gestellt worden sind, und zwar bis zum Ablauf ihrer derzeitigen Geltungsdauer.

(2) Ausweise, die nicht mit einem orangefarbenen Flächenaufdruck gekenn-
zeichnet, auf denen aber die Merkzeichen „G“, „aG“ oder „Blind“ oder der
Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 80 vom Hundert
eingetragen sind, werden auf Antrag des Behinderten von den für die Durch-
führung des Bundesversorgungsgesetzes zuständigen Behörden durch einen mit
orangefarbenem Flächenaufdruck gekennzeichneten Ausweis ersetzt.

Art. 4 Erstattungsregelungen für die Jahre 1979 und 1980. (1) Für die
Jahre 1979 und 1980 werden die Vomhundertsätze der nachgewiesenen Fahr-
geldeinnahmen auf der Grundlage der Ende 1979 vorliegenden Zahlen fest-
gelegt.

(2) Für die unentgeltliche Beförderung im Nahverkehr erhalten die Unter-
nehmer im Jahre 1979 auf Antrag Vorauszahlungen für jeden Monat des Jahres
1979 nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
1. zu Lasten der Länder in Höhe von 0,161 vom Hundert,
2. zu Lasten des Bundes in Höhe von 0,161 vom Hundert für den Nahverkehr

nach § 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie für die übrigen auf den Bund gemäß
§ 63 Abs. 1 Satz 1 des Schwerbehindertengesetzes in der durch Artikel 1
geänderten Fassung entfallenden Aufwendungen in Höhe von 0,035 vom
Hundert der für 1978 nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr.
(3) Für die unentgeltliche Beförderung im Fernverkehr erhalten die Unter-

nehmer im Jahre 1979 auf Antrag Vorauszahlungen für jeden Monat des Jahres

1)Nr. 15a.
2) SchwbG aufgeh. mWv 1.7.2001 durch G v. 19.6.2001 (BGBl. I S. 1046); zur Rehabilitation und

Teilhabe behinderter Menschen siehe nun das SGB IX (Nr. 1).

1a SchwbBefG Art. 3, 4 Unentgeltl. Beförd. im öff. Personenverkehr
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1979 nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in Höhe von 0,025 vom Hundert der
für 1978 nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Fernverkehr.

(4) Für jeden Monat in der Zeit vom 1. Januar 1979 bis zum Letzten des
Monats vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erhalten die nach § 1 des Gesetzes
über die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten
sowie von anderen Behinderten im Nahverkehr vom 27. August 1965 (BGBl. I
S. 978), zuletzt geändert durch Artikel 41 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes
vom 18. März 1975 (BGBl. I S. 705), verpflichteten Unternehmen auf Antrag
Abschlagszahlungen in Höhe von 6,7 vom Hundert der vom Bund und von
den Ländern zuletzt für ein Jahr festgesetzten Erstattungsbeträge.

(5) Die Vorauszahlungen nach den Absätzen 2 und 3 werden am 15. Novem-
ber 1979, die Abschlagszahlungen nach Absatz 4 innerhalb von vier Wochen
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gezahlt.

Art. 5–8 (hier nicht wiedergegebene Ermächtigung zur Neufassung des Schwerbehin-
dertengesetzes und Änderungsvorschriften)

Art. 9 Berlin-Klausel. (gegenstandslos)

Art. 10 Inkrafttreten. (1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1979 in Kraft.
(2) 1Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz über die unent-

geltliche Beförderung von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten sowie von
anderen Behinderten im Nahverkehr vom 27. August 1965 (BGBl. I S. 978),
zuletzt geändert durch Artikel 41 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom
18. März 1975 (BGBl. I S. 705), außer Kraft. 2Ansprüche der Unternehmen
daraus bleiben bestehen; hierfür gelten die Verfahrensvorschriften des bisheri-
gen Rechts.

Unentgeltl. Beförd. im öff. Personenverkehr Art. 5–10 SchwbBefG 1a
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1b. Gesetz zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen

(Behindertengleichstellungsgesetz – BGG)1)

Vom 27. April 2002
(BGBl. I S. 1468)

FNA 860-9-2
zuletzt geänd. durch Art. 7 G zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den
sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änd. des FinanzausgleichsG und weiterer G v. 23.5.

2022 (BGBl. I S. 760)
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